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«Wir müssen wieder härter arbeiten»
Christian Sewing, der Chef der Deutschen Bank, äussert sich im Interview mit René Höltschi und Michael Rasch zur Sanierung seines
Instituts und zur Credit Suisse. Für den Standort Deutschland mahnt er Strukturreformen an

Herr Sewing, im Frühjahr wurde die
Credit Suisse durch einen Notverkauf
vor dem Untergang gerettet.Mit welchen
Gedanken haben Sie das beobachtet?
Ich habe das mit einer gewissen Demut
beobachtet, denn wir waren vor ein paar
Jahren selbst in einer schwierigen Situa-
tion. Da kann man sich in die Lage der
Kollegen hineinversetzen. Das Beispiel
zeigt, wie wichtig das Vertrauen von
Bürgern und Kunden in das Banken-
system ist. Die Branche hat zum Glück
aus der Krise von 2008 viel gelernt. Der
europäische Bankensektor ist heutzu-
tage viel robuster und deutlich besser
positioniert.

Im September 2016 stand eine Busse der
US-Behörden über 14 Milliarden Dollar
gegen die Deutsche Bank im Raum, da-
mals war auch ihr Schicksal ungewiss.
Die in den Medien gehandelte Summe
war enorm, aber wir konnten uns dann
mit den Behörden schnell auf eine
deutlich niedrigere Zahlung einigen.
Die Deutsche Bank war nie in einer
Situation, in der sie vor dem Zusam-
menbruch stand. Allerdings hatten wir
erhebliche Herausforderungen, die wir
abarbeiten mussten.

Ein Bank-Run dauert heutzutage in
Kombination mit Gerüchten in den
sozialen Netzwerken nur Stunden. Wie
schützt man sich als Bank davor?
Für die Stabilität einer Bank gibt es vier
wesentliche Voraussetzungen: Erstens
darf es keinerlei Zweifel an der Robust-
heit der Bilanz und an der Kapital-
stärke geben. Zweitens braucht sie stets
mehr als ausreichend Liquidität. Drit-
tens muss diese Liquidität möglichst
breit gefächert sein – etwa basierend
auf Einlagen aus einem diversifizier-
ten Privat- und Firmenkundengeschäft.
Und viertens muss eine Bank nachhal-
tig profitabel operieren.Wenn man sich
die Deutsche Bank vor einigen Jahren
anschaut, dann war die Bilanz damals
schon sehr robust, und die Liquidität
war gut. Wir hatten aber das Problem,
nicht nachhaltig profitabel zu sein. Das
haben wir mit unserer Transformation
ab 2019 geändert.

Im Rahmen der Credit-Suisse-Turbu-
lenzen sind auch die Aktien der Deut-
schen Bank an einem Tag um 15 Pro-
zent gestürzt.Haben die Kunden darauf-
hin Gelder abgezogen?
Wie Sie unseren veröffentlichten Ab-
schlüssen entnehmen können, sind
unsere Einlagen im Verlauf des ers-
ten Quartals von einem für uns un-
gewöhnlich hohen Niveau von rund
620 auf 592 Milliarden Euro zurück-
gegangen. Das war allerdings grössten-
teils darauf zurückzuführen, dass Kun-
den angesichts der Zinsentwicklung
branchenweit Gelder umgeschichtet
haben. Nur etwa ein Viertel des Rück-
gangs fiel in die von Ihnen angespro-
chene Phase Ende März. Abflüsse gab
es in der Zeit vor allem in Asien, bei-
spielsweise imWealthManagement und
bei multinationalen Kunden. Viele die-
ser Kunden haben nicht mehr zwischen
der Credit Suisse und der Deutschen
Bank oder der Schweiz und Deutsch-
land unterschieden. In den Wochen da-
nach haben wir aber bereits wieder Zu-
flüsse gesehen.

Die Deutsche Bank hat sich nach ihrer
Krise gefestigt. Mit welchen Überlegun-
gen zur Sanierung hatten sie 2018 den
Vorstandsvorsitz angetreten?
Natürlich stand die Robustheit der
Bilanz und die Liquidität an erster
Stelle. Wichtig war aber auch, dass wir
verlorenes Vertrauen zurückgewinnen
sowie der Frustration der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter entgegenwirken
und ihren verlorengegangenen Stolz
wieder wecken. Die Motivation unserer
Leute ist für unser Geschäft ganz ent-
scheidend.UndMitarbeiter wollen auch
Erfolgserlebnisse haben. Dazu gehört
ein Geschäft, das nachhaltig Gewinne
erzielt. Zudem war mir von Anfang an
klar, dass wir uns mehr auf unsere Stär-

ken konzentrieren und die Balance der
Geschäftseinheiten verändern müssen.
Das Investment Banking war zu domi-
nant. Jetzt haben wir eine guteMischung
aus Investment Banking, Unterneh-
menskunden, Privatkunden und Ver-
mögensverwaltung.

Schauen wir nach vorne:Was ist für Sie
bei der Weiterentwicklung der Bank in
den kommenden zwei Jahren besonders
wichtig?
Der Turnaround ist geschafft, jetzt müs-
sen wir nachhaltig wachsen. Mit 8 Pro-
zent Ertragswachstum im ersten Halb-
jahr sind wir gut unterwegs. Natürlich
profitieren wir auch vom Zinsanstieg,
aber nicht nur: In allen unseren Ge-
schäftsbereichen laufen vielverspre-
chendeWachstumsinitiativen, vomZah-
lungsverkehr in der Unternehmens-
bank bis hin zum Wealth Management,
wo wir gezielt weitere Berater einstel-
len. Gleichzeitig müssen wir weiter sehr
auf die Kosten achten.Wir haben gesagt,
dass wir zusätzliche operative Effizienz-
steigerungen von 2,5 Milliarden Euro
anstreben. Davon haben wir eine Mil-
liarde bereits erreicht oder in Aussicht.
Für die weiteren anderthalb Milliarden
Euro haben wir eine gute Pipeline. Da-
her bin ich zuversichtlich, dass wir unser
Ziel erreichen und unsere Kosten-Er-
trags-Relation auf unter 62,5 Prozent
senken. Das ist die Grundlage, um dort
mitzuspielen,wo wir hinwollen:Wir wol-
len eine der absolut führenden Banken
in Europa sein.

Wie soll es mit dem Investment Banking
weitergehen?
Das besteht ja im Grunde aus drei Tei-
len. ImTrading sind wir auf einem guten
Niveau, können unsere Profitabilität
aber sicher noch steigern. Im Finanzie-
rungsgeschäft sind wir sehr erfolgreich
unterwegs. Und im Beratungsgeschäft
haben wir für unsereVerhältnisse enorm
viel investiert und Personal eingestellt –
nicht nur von der Credit Suisse, sondern
auch von vielen anderen Häusern. Die
Komposition des Investment Banking
wird sich etwas ändern,wobei der Fokus
stärker auf dem Beratungs- und Provi-
sionsgeschäft liegen wird.

In den letzten Jahren haben deutsche
Unternehmen laut OECD-Daten im
Ausland viel mehr investiert als umge-
kehrt. Sehen Sie einenTrend zum Netto-
abfluss von Investitionen auch bei Ihren
Firmenkunden?
Wegen der höheren Zinsen gibt es eine
Zurückhaltung bei den Investitionen.

Zudem schaut sich jeder Unterneh-
mer auch die Wachstumschancen und
das wirtschaftliche Umfeld an, was zur
Vorsicht bei langfristigen Investitions-
darlehen gerade in Deutschland führt.
Gleichzeitig führen nicht zuletzt die
amerikanische Inflation Reduction Act
und andere ausländische Offerten an
Investoren zu einem höheren Volumen
deutscher Investitionen imAusland.

Ist Deutschland damit wieder der
«kranke Mann Europas» wie vor zwan-
zig Jahren?
Nein. Deutschland heute als «kranken
Mann Europas» darzustellen, halte ich
für falsch und gefährlich. Ja, wir wach-
sen derzeit nicht. Aber vor 18 Mona-
ten hat jeder erwartet, dass wir eine
Rezession mit einer um 4 oder 5 Pro-
zent schrumpfendenWirtschaftsleistung
bekommen und mit der Gasabhängig-
keit von Russland nicht umgehen kön-
nen. Gemessen daran hat sich das Land
2022 und 2023 ordentlich entwickelt.
Wir müssen vorsichtig sein, wie wir
Deutschland beschreiben, und nicht
ein Bild zeichnen, das die Fakten nicht
belegen. Zugleich müssen wir jetzt da-
für sorgen, dass wir nicht in fünf oder
zehn Jahren zum «kranken Mann» wer-
den. Dazu brauchen wir Strukturrefor-
men, um das Geschäftsmodell Deutsch-
lands an die veränderten Rahmenbedin-
gungen anzupassen.

Welche Reformen sind die wichtigsten?
Am meisten am Herzen liegt mir die
Vollendung des europäischen Binnen-
markts. Amerikanische Firmen können
auf einen Heimmarkt mit 350 Millio-
nen Konsumenten zugreifen. Das könn-
ten wir in Europa auch, wenn wir end-
lich einen echten gemeinsamen Markt
hätten.Es kann doch nicht sein, dass wir
immer noch für eine ähnliche Anzahl
von Einwohnern in Europa über hun-
dert Telekom-Anbieter und in Amerika
nur vier oder fünf haben – die dann un-
gleich wettbewerbsfähiger sind. Wenn
wir es nicht schaffen, den europäischen
Markt zum geeinten Heimatmarkt zu
machen, haben wir einen Nachteil in
dieser sich neu ordnenden Welt. Die
Wirtschaft wird immer noch global sein,
aber die Globalisierung ändert ihr Ge-
sicht, und es wird wieder etwas nationa-
ler gedacht.

Was ist mit der Energieversorgung?
Deutschland muss eine Energieversor-
gung sicherstellen, die stabil grössere
Volumen zu kompetitiven Preisen zur
Verfügung stellt.Dafür muss in erneuer-

baren Energien investiert werden. Fer-
ner müssen wir unsere Infrastruktur im
Verkehr und im Digitalbereich auf Vor-
dermann bringen. Darüber hinaus soll-
ten wir mit Blick auf das Thema Ver-
teidigung von den USA lernen: Wenn
wir im aktuellen geopolitischen Umfeld
mehr in Verteidigung investieren müs-
sen, sollten wir das auch als Motor für
den technologischen Fortschritt begrei-
fen. In Amerika gibt es viele Firmen,
die dem Verteidigungsbereich zugeord-
net werden, die aber nichts anderes ma-
chen als Digitalisierung und KI.

Fehlt noch etwas anderes?
Ja: Wir müssen wieder lernen, härter
zu arbeiten.Wir können nicht nur über
dasVerteilen sprechen, wir müssen den
Wohlstand erst einmal erarbeiten. Ich
bin nicht gegen Work-Life-Balance.
Aber allein das Wort regt mich auf.
Arbeit ist doch Teil des Lebens. Wenn
ich jeden Morgen ins Büro gehen und
sagen würde, hoffentlich kommt bald
das nächste Wochenende, dann geht
es nicht. Ich komme doch gerne hier-
her. Und wenn wir diese Haltung, die
den Mittelstand, die Entrepreneurs,
die Familienunternehmen auszeich-
net, in diesem Land nicht wieder stär-
ker verankern, dann werden wir Pro-
bleme haben.

Plädieren Sie auch für längere Wochen-
oder Lebensarbeitszeiten?
Zuerst einmal geht es für mich um die
Einstellung. Kinder, die heute aufwach-
sen, werden dadurch geprägt, dass viel
über Verteilung oder weniger arbeiten
gesprochen wird. Für mich ist normal,
dass man etwas leisten muss, bevor man
etwas bekommt. Diese Grundeinstel-
lung müssen wir in diesem Land wieder
stärken.Und dann müssen wir nicht nur
über die Wochenarbeitszeit sprechen,
sondern auch darüber, dass wir immer
älter werden. Deshalb werden wir auf
Dauer auch länger arbeiten müssen. So
ehrlich müssen wir doch sein.

Sie haben die Notwendigkeit bezahl-
barer Energie erwähnt. Wäre ein sub-
ventionierter Industriestrompreis für
energieintensive Industrien ein sinn-
volles Instrument?
Es ist nicht sinnvoll, dauerhaft zu sub-
ventionieren. Damit werden falsche
Anreize gesetzt. Deshalb müssen wir
alles tun, um die Energieversorgung
zu verbreitern, stärker in Erneuer-
bare investieren und die Versorgung
auf so viele Säulen stellen, dass wir auf
Dauer kompetitive Energiepreise errei-
chen. Wenn wir aber als Ultima Ratio
auch noch eine Art Brückenfinanzie-
rung brauchen, die strikt temporär ist,
um der Industrie zu ermöglichen, auch
in der Übergangszeit wettbewerbsfähig
zu sein – dann will ich mich dem nicht
verschliessen.

Zurück zur Schweiz:Hatte die Deutsche
Bank eigentlich Interesse an Teilen der
Credit Suisse, etwa dem Asset Manage-
ment oder dem Wealth Management?
Wir konzentrieren uns primär auf uns.
Wenn einzelne Teile der Credit Suisse
auf den Markt gekommen wären, hätte
man sich das natürlich einmal ange-
schaut. Am Ende hat die Schweiz eine
interne Lösung gesucht und gefunden.

Der Untergang der Credit Suisse war
aber eine Chance, um in verschiedenen
Segmenten Kunden der Bank inner- und
ausserhalb der Schweiz zu gewinnen?
Wir investieren langfristig in der Schweiz
und wollen dort wachsen, zum Beispiel
im Geschäft mit mittelständischen Fir-
menkunden. In diesem Segment wol-
len wir die Zahl unserer Berater um ein
Viertel ausbauen.Wir haben inzwischen
600Mitarbeiter in Zürich und Genf und
die Erträge im vergangenen Jahr deut-
lich auf mehr als 300Millionen Euro ge-
steigert.Wir müssen ein gutes und nach-
haltigesAngebot für die Kunden haben,
dann kommt auch das Wachstum. Die
Schwäche einer Bank gezielt ausnutzen,
das mache ich nicht.

«Deutschland heute
als ‹kranken Mann
Europas› darzustellen,
halte ich für falsch
und gefährlich.»

«Die Schwäche einer Bank gezielt ausnutzen, das mache ich nicht», sagt Christian Sewing, Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Bank, zum Fall der Credit Suisse. STEFAN WERMUTH / BLOOMBERG

Vom Auszubildenden
zum Vorstandschef
ra. · Christian Sewing hat bei der Deut-
schen Bank von der Lehre bis zumVor-
standsvorsitz 29 Jahre benötigt. Der ge-
bürtigeWestfale startete seinen Berufs-
weg mit einer Ausbildung zum Bank-
kaufmann bei der Deutschen Bank in
Bielefeld und studierte anschliessend be-
rufsbegleitend an der Bankakademie in
Bielefeld und Hamburg.Ab 1995 arbei-
tete der heute 53-Jährige für zehn Jahre
in verschiedenen Funktionen im Fir-
menkundengeschäft und Risikomanage-
ment der Bank mit Stationen in Singa-
pur,Toronto, London,Tokio und Frank-
furt. 2005 verliess er das Institut, um als
Vorstand für die Deutsche Genossen-
schafts-Hypothekenbank zu arbeiten.
Nach seiner Rückkehr zu Deutschlands
grösstem Geldhaus im Jahr 2007 über-
nahm er verschiedene Funktionen im
Risikomanagement des Instituts, bevor
erAnfang 2015 in denVorstand berufen
wurde, zuerst für Recht und Audit, da-
nach alsVerantwortlicher für die Privat-
und Firmenkundenbank.AufApril 2018
wurde Sewing als Nachfolger für den
Briten John Cryan zum Vorstandsvor-
sitzenden berufen. Nach anfänglichem
Zögern leitete er konsequent die Sanie-
rung der schwer angeschlagenen Deut-
schen Bank ein – mit Erfolg.
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SCHWARZ UND WIRZ

Zu viel Vertrauen
in Zahlen
GERHARD SCHWARZ

In wirtschaftspolitischen Debatten
gelten empirische Ergebnisse oft als
«Goldwährung». Zu wenige Menschen
sind sich bewusst, dass viele dieser
scheinbar präzisen Resultate auf vielen
Annahmen und Modellen beruhen
und bestenfalls Annäherungen an die
Realität darstellen.

In meiner letzten Kolumne habe ich
gezeigt, dass die Welt gleicher geworden
ist, wenn man sie nicht nur an den
Einkommen misst, sondern an einer
Fülle von Kriterien wie Gesundheit,
Bildung und politischer Teilhabe. In
einigen Reaktionen wurde behauptet,
man könne Gleichheit gar nicht messen,
andere unterstellten mir zu grosse
Zahlengläubigkeit. Beides ist falsch.

Zum einen: Gleichheit kann man
messen, man muss aber sagen, welche
Gleichheit man meint. Für die Einkom-
mensverteilung ist der Gini-Koeffizient
das Standardmass. Er schwankt
zwischen 0 und 1, den unrealistischen
Polen absoluter Gleichverteilung, bei
der alle Personen das gleiche Pro-Kopf-
Einkommen erzielen, und absoluter
Ungleichverteilung, bei der nur eine
Person ein Einkommen erhält und alle
anderen keines. Das Mass ist ein
Konstrukt mit Schwächen, aber eine
gewisse Vorstellung kann es vermitteln.

Zum anderen: Ziel des Beispiels,
dass sich je nach Kriterium ein anderes
Bild der Gleichheit ergibt, war es, mehr
Skepsis gegenüber Zahlen anzumah-
nen, als sie Medien, Politik und
Wissenschaft praktizieren. Was in der
Ökonomie als Empirie bezeichnet

wird, ist meist nicht das Beobachten
und Zählen eindeutiger Fakten,
sondern basiert auf Modellen, Defini-
tionen, Annahmen oder Umfragen.
Man denke an all die Studien, in denen
das Bruttoinlandprodukt (BIP) eine
wesentliche Rolle spielt.

Trotzdem ist das Zählen und Messen
nicht wertlos – nämlich dann und nur
dann, wenn man es mit grosser Demut
betreibt und sich einige Einsichten vor
Augen hält. Erstens lassen sich viele
den Menschen besonders wichtige
Werte wie Glück, Freiheit oder Sicher-
heit wegen ihrer Komplexität nur
schwer quantitativ erfassen.

Zweitens sagen die vielfach verwen-
deten Durchschnitte wenig über die
Spannbreite aus. Ob von zwei Personen
eine 100 und die andere 0 oder die eine
51 und die andere 49 verdient – der
Durchschnitt ist beide Male 50. Auch
der Median, der eine Gruppe genau in
der Mitte teilt, ist nicht aussagekräftiger.

Drittens suggerieren die meisten
Zahlen eine Präzision, die sie nicht
liefern. Da wird gejammert, wenn ein
Rückgang des BIP um 0,2 Prozent-
punkte prognostiziert wird, und man
reagiert darauf, wie wenn es ein
naturwissenschaftlicher Wert wäre.

Viertens müssten wegen der
Unsicherheit der Zahlen die in der
Ökonomie so beliebten Ranglisten mit
viel mehr Vorsicht genossen werden.
Vermutlich krankt die Ökonomie
heute nicht an zu wenigen, sondern an
zu vielen Zahlen und Statistiken.
Dadurch ist, zumal an den Finanzmärk-
ten, aber auch in der Wirtschaftspolitik,
zu viel Vertrauen gegenüber Modellen
und Zahlen entstanden.

Deshalb wäre, fünftens, John
Maynard Keynes’ berühmtes Diktum
die wichtigste Einsicht: Man handelt
besser «roughly right than precisely
wrong» und übertreibt es nicht mit der
Zahlengläubigkeit.

Gerhard Schwarz ist Präsident der Progress
Foundation.

Vermutlich krankt
die Ökonomie nicht an
zu wenigen, sondern
an zu vielen Zahlen.

Informatik ist der teuerste Lehrberuf
Meist profitieren die Unternehmen von ihren Lernenden – nicht so im IT-Bereich

GIOIA DA SILVA

Walter Borgia tut etwas,wovor sich allzu
viele andere derzeit drücken: Er bildet
Informatik-Lernende aus. Borgia, CEO
des IT-Dienstleisters Lake,hat zwar noch
nie ausgerechnet, was ein Informatik-
Lehrling – in 93 Prozent aller Fälle sind
es junge Männer – genau kostet.Aber er
sagt:«Viel!»Wie viel genau,hat eine Stu-
die des schweizerischen Observatoriums
für die Berufsbildung erhoben: 123 000
Franken für vier Lehrjahre. Mit dem Be-
trag wird der Lehrlingslohn gedeckt, die
Personalkosten für Betreuungspersonen
sowie Materialkosten.

Teuer seien Informatik-Lernende vor
allem deshalb, weil sie im Vergleich zu
anderen Lehrberufen relativ viel Be-
treuung durch eine Fachkraft brauchten
und relativ lange weniger für produktive
Arbeiten eingesetzt werden könnten als
in anderen Lehrberufen, erklärt Jürg
Schweri, einer der Studienautoren und
Professor an der Eidgenössischen Hoch-
schule für Berufsbildung. Erst im vierten
und letzten Lehrjahr bringen Informa-
tik-Lehrlinge mehr Leistung, als sie Kos-
ten verursachen. Über die gesamte Aus-
bildung resultiert für ein durchschnitt-
liches Unternehmen ein Verlust von fast
22 000 Franken pro Lehrling. Damit ist
die Informatik der teuerste Lehrberuf
der Schweiz. Die meisten anderen Be-
rufslehren bringen unterm Strich den
Firmen einen Gewinn.

Warum bilden Firmen trotzdem In-
formatik-Lernende aus? Unternehmer
Walter Borgia sagt es so: «Lernende sind
eine Investition in die Zukunft.» Man
könne sie noch so «formen», dass sie bei
Lehrabschluss möglichst viele Kompe-
tenzen mitbrächten, die es für die Arbeit
in ihrer Abteilung brauche. Damit spare
das Unternehmen bei der Rekrutie-
rung und der Einarbeitung von exter-
nen Fachkräften. Das Ziel einer Lehre
müsse die Festanstellung sein.

Extern rekrutieren ist teurer

Tatsächlich zeigt die Studie des Observa-
toriums für Berufsbildung, dass es noch
teurer ist, Informatiker vom Arbeits-
markt zu rekrutieren, als sie selbst aus-
zubilden.Die Rekrutierung inklusive der
Einarbeitung eines Informatikers kostet
im Schnitt 46 300 Franken.Falls ein Lehr-
ling also nach demAbschluss seinerAus-
bildung beim gleichen Unternehmen in
eine Festanstellung wechselt, spart das
Unternehmen rund 19 000 Franken.

Die Informatik-Lehre ist für Firmen
alsonurdanneinVerlustgeschäft,wennsie
die jungen Fachkräfte nach Lehrabschluss
nicht halten können. Trotzdem bleibt die
Ausbildung von IT-Spezialisten für Fir-

men ein finanzielles Risiko – insbeson-
dere, weil sie damit rechnen müssen, dass
gute Leute schnell abgeworben werden
und sie damit auf den Ausbildungskosten
sitzen bleiben.Wohl auch deshalb bilden
viel zu wenig Betriebe Informatik-Ler-
nende aus.Dabei wären mehr Lehrabgän-
ger für den SchweizerWirtschaftsstandort
dringend nötig. Laut Berechnungen von
ICT-Berufsbildung,demAusbildungsver-
band der IT- und Kommunikationsbran-
che, fehlen in der Schweiz bis zum Jahr
2030 rund 38 700 IT-Fachkräfte.

Serge Frech, Geschäftsführer von
ICT-Berufsbildung, hat berechnet, dass
im Grunde jeder zwölfte IT-Ange-
stellte ein Lernender sein müsste. Damit
könnte die Schweizer Wirtschaft ihren

Fachkräftebedarf decken. Gegenwärtig
ist aber nur gerade jeder siebzehnte in
der Lehre.«Der Mangel an qualifizierten
Arbeitskräften wird das SchweizerWirt-
schaftswachstum hemmen», prognosti-
ziert Frech.Er glaubt,dass der Mangel an
offenen Informatik-Lehrstellen auch da-
mit zusammenhängt,dass das Berufsbild
noch relativ jung ist und dass viele IT-
Firmen aus dem angelsächsischen Raum
stammen, wo es keine Berufslehre gibt.
Insbesondere in amerikanischen Tech-
Unternehmen würden zu wenige Ler-
nende ausgebildet, sagt Frech.

Microsoft, eines der grössten und
finanzstärksten Unternehmen welt-
weit, bildet in der Schweiz im Moment
vier ICT-Lernende aus – also einer pro

Jahrgang. Google beschäftigt zwar 44
Lernende, bleibt damit aber ebenfalls
weit unter dem angestrebten Verhält-
nis von 1:12. Facebook, AWS und Hew-
lett Packard Enterprise bilden gar keine
ICT-Lernenden aus. «Das darf doch
nicht sein», sagt Frech. «Unternehmen
mit einem hohen Fachkräftebedarf sol-
len selber auch ausbilden.»

Die Unternehmen schreiben auf An-
frage, dass sie viel in die Ausbildung von
Fachkräften investieren und nennen ihre
Initiativen,Aus- und Weiterbildungspro-
gramme. Um den Fachkräftemangel zu
bekämpfen, ist allerdings nichts wichti-
ger als mehr Lehrstellen: Vier von fünf
Nachwuchs-Informatikern, die 2022 in
den Schweizer Arbeitsmarkt eintraten,
durchliefen einst die Lehre.

Verband hat zu wenig Geld

WeiterbeklagtFrechdieschwacheFinan-
zierung des Berufsbildungsverbands,
dem er vorsteht. Seine Arbeitgeberin,
der Verband ICT-Berufsbildung, habe
viel zu wenig Geld und werde kaum von
seinen Nutzniesser-Unternehmen finan-
ziert. Berufsverbände wie jene für Ge-
bäudetechniker oder Schreiner steckten
Millionenbeträge in die Berufsbildung
und erhielten Geld von ihren Mitglied-
unternehmen. «Davon können wir nur
träumen», sagt Frech.

Der nationale ICT-Berufsbildungs-
verband finanziere sich hauptsächlich
aus Beiträgen von Regionalverbänden,
sagt Frech. Und wenn die Regional-
verbände Geld an die nationale Stelle
schickten, hätten sie selbst nicht genug
Ressourcen, um Betriebe für die Ausbil-
dung zu gewinnen und diese zu unter-
stützen. Ein Beispiel dafür sei die West-
schweiz. Dort hätten, laut Frech, 900
Firmen eine Ausbildungsbewilligung im
ICT-Bereich, aber nur die Hälfte der Be-
triebe bilde tatsächlich Lernende aus.

Auch für die schlechte Finanzierung
seines Verbandes hat Frech eine Erklä-
rung. Bei den meisten Berufen gebe es
einen einzigen Berufs- und Branchenver-
band. Bei der IT sei das anders. Schweiz-
weit gebe es rund zwei DutzendVerbände,
die sich für die Digitalisierung einsetzten.
Sie alle kämpften um Ressourcen.Für sei-
nen Verband bleibe entsprechend wenig
übrig. Deshalb verwende Frech rund 30
Prozent seiner Arbeitszeit für das Fund-
raising.«Diese Zeit fehlt uns für denAus-
bau und die Qualitätssicherung der ICT-
Berufslehren», sagt Frech.

IT-Fachkräfte braucht es in jedem
KMU, in jeder Behörde, in jedem Spital.
Gut möglich, dass künftig Stellen immer
länger offen bleiben, wenn nicht bald er-
heblich mehr qualifiziertes Personal aus-
gebildet wird.

Vier von fünf neuen IT-Fachkräften durchliefen einst die Lehre.Technische Fachhochschule Bern, 2018. PETER KLAUNZER / KEYSTONE QUELLE: NZZ-UMFRAGE, AUGUST 2023 NZZ / gds.


